
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.
Aus den G r ü n d e n :
Gegen die im Urteil des Bezirksgerichts getroffenen 
Feststellungen bestehen keine verfahrensrechtlichen 
Bedenken. Daher sind sie der Kassationsentscheidung 
zugrunde zu legen. Danach hat der Erblasser bei Ab­
schluß beider Versicherungsverträge, also sowohl hin­
sichtlich der Lebensversicherung als auch bezüglich der 
Unfallversicherung, die alleinige Bezugsberechtigung 
seiner Ehefrau, der Klägerin, gewünscht. Jedoch hat 
die fehlerhafte rechtliche Würdigung zu einem unrich­
tigen Ergebnis des mit dem Kassationsantrag ange­
griffenen Urteils geführt.
Die Auffassung des Bezirksgerichts, daß nach den All­
gemeinen Versicherungsbedingungen für den Versiche­
rungsvertrag keine besondere Form vorgeschrieben sei, 
ist fehlerhaft. Vielmehr 'ist es so, daß die Bestimmun­
gen des BGB Und des Gesetzes über den Versiche­
rungsvertrag (VVG) vom 30. Mai 1908 (RGBl. S. 263) 
für den Abschluß des Versicherungsvertrags keine be­
sondere Form vorschreiben, ihn also formlos zulassen. 
Tatsächlich kommt auch eine Anzahl von Versiche­
rungsverträgen kraft mündlicher Vereinbarungen zu­
stande. Andererseits sehen aber die Allgemeinen Be­
dingungen für bestimmte Versicherungszweige die 
Schriftform für alle an die DVA zu richtenden Willens­
erklärungen und Anzeigen vor. So wird in den Allge­
meinen Bedingungen für die Lebensversicherung ein­
gangs darauf hingewiesen, daß für das Rechtsverhält­
nis zwischen dem Versicherungsnehmer und der An­
stalt die gesetzlichen Bestimmungen gelten, soweit in 
den nachfolgenden Allgemeinen Bedingungen oder 
durch Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist. In 
§ 10 heißt es dann: „Willenserklärungen und Anzeigen 
der Anstalt gegenüber brauchen von ihr nur anerkannt 
zu werden, wenn sie der Anstalt schriftlich zugegangen 
sind.“ Ferner hat § 6 Ziff. 1 der Allgemeinen Bedingun­
gen für Unfallversicherung (AUB) folgenden Wortlaut: 
„Alle Willenserklärungen und Anzeigen des Versiche­
rungsnehmers sind schriftlich an die zuständige Kreis­
direktion der Anstalt zu richten.“
Damit sind zunächst künftige Willenserklärungen und 
Anzeigen gemeint. Bereits der Antrag auf Vertragsab­
schluß ist aber in diesen beiden Versicherungszweigen 
in aller Regel auf dem jeweiligen dafür vorgesehenen 
Vordruck zu stellen.
Derartige schriftliche Anträge sind, wie vom Kreisge­
richt festgestellt, vom verstorbenen Ehemann der Klä­
gerin (Versicherungsnehmer) gestellt worden. Jeder 
dieser beiden Anträge nimmt Bezug auf die für die je­
weilige gewünschte Versicherung geltenden Allgemei­
nen Bedingungen und enthält die ausdrückliche Erklä­
rung, daß diese vom Versicherungsnehmer anerkannt 
werden, was er mit seiner Unterschrift bestätigt hat. 
Im Antrag auf Abschluß einer Lebensversicherung wird 
außerdem betont, daß Nebenabreden nur dann ver­
bindlich sind, wenn die Anstalt sie schriftlich geneh­
migt. Schließlich nehmen beide dem Versicherungsneh­
mer ausgehändigten Versicherungsscheine ausdrücklich 
Bezug auf den schriftlich abgegebenen Antrag.
Bei dieser Sachlage ist zwischen Versicherer und Ver­
sicherungsnehmer die Schriftfoim für beide Versiche­
rungsverträge vereinbart worden (§ 127 BGB). Dies 
sollte, wie sich aus der Tatsache der schriftlichen An­
tragstellung ergibt, nicht nur für die Abgabe von 
Willenserklärungen während der Dauer des Versiche­
rungsvertragsverhältnisses gelten, sondern bereits bei 
Vertragsabschluß.
Festgestellt ist, daß der Versicherungsnehmer bei den 
Vertragsverhandlungen ausdrücklich erklärt hat, er

wünsche, daß seine Ehefrau die Versicherungssummen 
allein bekommen solle, seine Eltern sollten davon nichts 
erhalten.
Die Vertreterin der Verklagten hat ihn in diesem Zu­
sammenhang belehrt, daß er keine Befürchtungen zu 
haben brauche; denn die Versicherungssummen wür­
den nur ihm selbst und im Falle seines Todes seiner 
Ehefrau ausgezahlt werden. Seine Eltern würden diese 
Versicherungssummen nicht bekommen.
Rechtlich bedeutet das Verlangen des Versicherungs­
nehmers, daß er seine Ehefrau als alleinige Bezugsbe­
rechtigte aus den Versicherungen wünschte. Dabei ist 
es unerheblich, ob er dieses spezielle Wort gebraucht 
hat oder nicht.
Nur so konnte seinem Anliegen Rechnung getragen 
und vermieden werden, daß die Versicherungssummen 
in den Nachließ fielen, zumal nach dem bei Vertrags­
abschluß geltenden Recht bei kinderloser Ehe neben 
seiner Ehefrau auch seine Eltern in jedem Falle zur 
Hälfte erbberechtigt waren (?§ 1925, 1931 BGB). An 
dieser Rechtslage hatte sich auch bei Eintritt des Ver­
sicherungsfalls noch nichts geändert.
Das Verhalten der Zeugin H. hat das Bezirksgericht 
dahin gewürdigt, daß sie die Auszahlung der Versiche­
rungssummen an die Klägerin zugesichert habe, folg­
lich für den Todesfall des Versicherungsnehmers ver­
tragliche Vereinbarungen über die Bezugsberechtigung 
der Klägerin getroffen worden und die Versicherungs­
summen daher nicht in den Nachlaß gefallen seien. 
Diese Auffassung ist rechtsirrig.
Zunächst ist festzustellen, daß das Bezirksgericht nicht 
unterscheidet zwischen der Auszahlung der Versiche­
rungssumme an einen Empfangsberechtigten gemäß 
der Inhaberklausel (§ 3 Ziff. 1 Abs. 2 der AUB, § 9 der 
Allgemeinen Bedingungen für die Lebensversicherung) 
und dem unmittelbaren persönlichen Rechtsanspruch 
eines Bezugsberechtigten. Gerade das ist aber für die 
Rechtslage entscheidend.
In der Regel gehört sowohl bei der Lebensversicherung 
als auch bei der Unfallversicherung beim Tod des Ver­
sicherungsnehmers die Versicherungssumme zum Nach­
laß. Nur dann, wenn ein Bezugsberechtigter benannt 
ist, fällt sie nicht in den Nachlaß, sondern steht diesem 
unmittelbar zu. Diese Rechtsfolgen treten unabhängig 
von der sog. Inhaberklausel ein, die lediglich den Ver­
sicherer mit befreiender Wirkung berechtigt, an den 
Inhaber des Versicherungsscheins zu zahlen (§ 808 
BGB). Erfolgt also die Auszahlung der Versicherungs­
summe an diesen, so besagt und bewirkt das nicht, daß 
ihm das Geld auch persönlich zusteht. Nur so ist es 
auch zu verstehen, daß die Versicherungs-Anstalt bei 
der Auszahlung dieser Versicherungssummen an den 
Inhaber des Versicherungsscheines von diesem folgende 
Erklärung fordert: „Ich verpflichte mich, den Betrag 
zurückzuzahlen, falls es sich herausstellt, daß zu der 
Versicherung eine anderweitige oder eine unwiderruf­
liche Begünstigung oder eine Abtretung irgendwelcher 
Art bestanden hat, oder daß irgendwelche andere Per­
sonen Ansprüche auf die Versicherungsleistung stel­
len.“ Mithin kommt also der Bezeichnung eines Bezugs­
berechtigten rechtserhebliche Bedeutung zu, die mit der 
Gepflogenheit der Auszahlung einer Versicherungs­
summe nach der Inhaberklausel nichts gemein hat.
Das Bezirksgericht irrt aber auch insofern, als es meint, 
daß zwischen der Vertreterin der Verklagten und dem 
Versicherungsnehmer über die Bezugsberechtigung der 
Klägerin eine vertragliche Vereinbarung zustande ge­
kommen sei. Es hat nämlich die ausdrückliche Erklä­
rung der Zeugin H. in der Rechtsmittelverhandlung 
übersehen, sie habe die Aufnahme eines Bezugsberech­
tigten nicht für erforderlich gehalten und daher abge­
lehnt. Damit scheidet eine Einigung aus.
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